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STELLUNGNAHME

zu den Calls für die 
Berufsausbildungsassistenz und die Produktionsschulen
 
Sehr geehrte Damen und Herren,
wir bedanken uns für die Einladung zur Stellungnahme zu oben genannten Vorhaben im Sinne des ESF-Partnerschaftsprinzips. Gerne nehmen wir wie folgt Stellung.
 
Call versus Weiterführung bereits beauftragter Produktionsschulen
In Ihrem Anschreiben (Dateiname: Erledigung_BMASK-44201_0069-IV_A_6_2016_25.05.2016) geben Sie auf Seite 2 folgenden Hinweis:
Bei den Produktionsschulen, die im Jahr 2015 vom AMS und/oder einzelnen Bundesländern übernommen wurden und nicht Gegenstand des letztjährigen Calls waren, wurde die Förderlaufzeit mit jener der bereits gecallten Produktionsschulen gleichgeschaltet (1. Jänner 2017 bis 31. Dezember 2020).
Aus dieser Formulierung geht nicht hervor, dass es sich um einen Call der Produktionsschulen handelt, sondern vielmehr um eine geplante Folgebeauftragung jener Produktionsschulen, die vom AMS und/oder einzelnen Bundesländern übernommen wurden.
Im Sinne der Kontinuität in der Leistungserbringung für die Zielgruppe wäre eine Folgebeauftragung von positiv evaluierten Produktionsschulen durchaus zu begrüßen. Fraglich erscheint in diesem Zusammenhang allerdings, aus welchem Grund ein für alle Beteiligten sehr aufwändiger Call durchgeführt werden muss. 
Die oben zitierte Darstellung lässt jedenfalls darauf schließen, dass geplant ist, direkt an die Arbeit der bisherigen Produktionsschulen in gleicher Weise, wie das bisher geschah, anzuknüpfen. 
 
Änderung der Abrechnungsstandards
Unter Punkt 9.1 Abrechnungsstandard des Dokuments PS_2017_Call-Informationen_Entwurf, wird darauf verwiesen, dass nach dem Erlass des Sozialministeriums zur Neufestsetzung der Restkostenpauschalierung (BMASK-46030/0004-IV/A/6/2016) eine Restkostenpauschale gem. Artikel 14 Abs. 2 der VO 1304/2013 in Höhe von  40% zur Anwendung kommt. Gleichzeitig wird im Dokument PS_2017_Konzept-Vorlage_Entwurf unter Punkt 8.1 Finanzierungsbedarf (bezogen auf 1 Jahr) definiert, dass als Basis für die Berechnung dieser Pauschale die direkten Personalkosten (Projektleitung und Schlüsselkräfte) und die Honorarleistungen für externes Ausbildungs- und Betreuungspersonal sowie externe Schulungskosten herangezogen werden. Das stellt eine maßgebliche Änderung der Projektfinanzierung im Vergleich zu den Calls des Vorjahres für NEBA Leistungen dar, die mit keiner Änderung der inhaltlichen und strukturellen Angaben im Call im Vergleich zum letztjährigen Call in Verbindung zu bringen ist. Es wird eindringlich darauf hingewiesen, dass durch diese Änderung sowohl Qualität als auch Quantität direkt projektbezogener Aufgaben sinken. Ebenso erscheinen Arbeitsplätze von bislang im direkten Projektkontext eingesetzten MitarbeiterInnen als gefährdet. Ganz besonders möchten wir darauf hinweisen, dass auf den durch diese Neuregelung negativ betroffenen Arbeitsplätzen in erhöhtem Ausmaß Menschen mit Behinderungen eingesetzt sind, die somit in vielen Fällen von Arbeitsplatzverlust bedroht sind.  
Aus den genannten Gründen lehnt die ÖAR in ihrer Funktion als Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs jegliche Neuregelung mit absehbaren Negativeffekten auf die Durchführungsqualität etablierter sozialpolitischer Maßnahmen wie auch auf Beschäftigungsverhältnisse in Bereichen in denen vermehrt Menschen mit Behinderungen angestellt sind, grundsätzlich und kategorisch ab. Vielmehr erscheint es uns als wichtig, ins Bewusstsein zu rufen, dass das BMASK auch bei der Gestaltung von Rahmenbedingungen für arbeitsmarktpolitische Projekte eine besondere Mitverantwortung hinsichtlich der Qualitäts- und Beschäftigungsstandards bei den ausführenden Trägerorganisationen trägt. Dem entsprechend fordert die ÖAR eine Zurücknahme der dargestellten Änderung der Restkostenpauschale auf den, bei den Calls des Jahres 2015 zur Anwendung gebrachten Standard.
 
Analog sind oben erwähnte Ausführungen auch für den Call der Berufsausbildungsassistenz (mit einem anderen Prozentsatz der Restkostenpauschalierung) zutreffend.
 
Anmerkung:
Nun folgende Anmerkungen beziehen sich sowohl auf den Call der Berufsausbildungsassistenz als auch auf den Call der Produktionsschulen. Zur Vereinfachung werden die Anmerkungen jeweils nur am Beispiel des Calls der Produktionsschulen dargelegt.
 
Zielgruppe
Sowohl den beiden vorliegenden „Call-Informationen“ als auch den „Konzept-Vorlagen“ ist zu entnehmen, dass bei beiden Projekttypen behinderte Menschen (Jugendliche mit Behinderungen) nur als Teilzielgruppe angesprochen werden. Aufgrund der anhaltend prekären Situation von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt und der dezidiert zielgruppenspezifischen Ausrichtung des ATF lehnen wir die damit einhergehende Aufweichung der unmittelbaren Zielgruppenfokussierung von ATF-Mitteln ab. Vielmehr erachten wir es als dringend angezeigt und zweckmäßig, den Schwerpunkt der Förderungen im ATF auf diese Personengruppe zu legen. 
 
Gewerbeberechtigung nur bei Gewerbsmäßigkeit erforderlich 
Gemäß Punkt 9.1 des Dokuments PS_2017_Konzept-Vorlage_Entwurf wird als Nachweis der administrativen, finanziellen und operativen Leistungsfähigkeit ein „Gewerberegisterauszug“ verlangt, der maximal sechs Monate alt sein darf. Da aufgrund der fehlenden Ertragserzielungsabsicht im Zusammenhang mit der geförderten Maßnahme keine Gewerbsmäßigkeit anzunehmen ist, benötigt man für die Umsetzung der Maßnahme unseres Erachtens auch keine Gewerbeberechtigung. Die fehlende Ertragserzielungsabsicht lässt sich aus der Erklärung unter Punkt 13 ableiten, aus der hervorgeht, dass es sich bei den Maßnahmen um „nicht-wirtschaftliche Dienstleistungen“ handelt.
Die erforderliche Vorlage eines Gewerberegisterauszugs stellt somit eine unverhältnismäßige, nicht sachlich gerechtfertigte Hürde für (gemeinnützige) Organisationen dar, die über keine Gewerbeberechtigung verfügen. 
 
Rechtsgrundlagen teilweise nicht vorhanden
Gemäß Punkt 8.1 Rechtsgrundlagen des Dokuments PS_2017_Call-Informationen_Entwurf gelten „Administrative Umsetzungsregelungen zu den Förderungsgrundlagen des Sozialministeriums im Bereich der beruflichen Integration von Menschen mit Behinderung, idgF (Download unter www.sozialministeriumservice.at)“ als Rechtsgrundlage für die vorliegenden Calls. Diese Rechtsgrundlage ist zum aktuellen Zeitpunkt allerdings nicht unter dem angegebenen Weblink abrufbar. Die Erfüllung des Partnerschaftsprinzips im Rahmen des ESF setzt voraus, dass alle Unterlagen zur Begutachtung zur Verfügung stehen. Wir ersuchen daher dringend um Nachreichung der fehlenden Unterlagen.
 
Rechtsgrundlagen sind unspezifisch
Fünf der insgesamt acht angegebenen Rechtsgrundlagen, welche unter Punkt 8.1 Rechtsgrundlagen des Dokuments PS_2017_Call-Informationen_Entwurf aufgelistet sind, werden mit dem Vermerk „idgF“ („in der geltenden Fassung“) angeführt. Dieser Zusatz führt zu einem Mangel an Rechtssicherheit, da davon auszugehen ist, dass sich die Rechtsgrundlagen aufgrund dieses Zusatzes jederzeit ändern können. 
Bei allen fünf Rechtsgrundlagen, die mit dem Zusatz „idgF“ gekennzeichnet sind, handelt es sich um Rechtsgrundlagen, die vom Sozialministerium bzw. vom Sozialministeriumservice erlassen werden. Das sind jene Stellen, welche für die Umsetzung der gecallten Maßnahmen verantwortlich zeichnen.
Wir empfehlen daher dringend die Schaffung von mehr Rechtssicherheit, in dem eine Festlegung bezüglich der anzuwendenden Rechtsgrundlagen erfolgt und definiert wird, in welcher konkreten Fassung die jeweiligen Grundlagen über den gesamten Projektzeitraum zur Anwendung kommen.
 
Berufsausbildungsgesetz als Rechtsgrundlagen nicht angeführt (betrifft nur den Call Berufsausbildungsassistenz)
In den Unterlagen zum Call der Berufsausbildungsassistenz fehlt unter Punkt 8.1 Rechtsgrundlagen der Verweis auf das Berufsausbildungsgesetz als zentrales Regelwerk für diese Maßnahme gänzlich.
 
Auswahl der Vorhaben nach Kriterien, die nicht beeinflussbar sind 
Unter Punkt 10.1 Übereinstimmung des Vorhabens mit den Vorgaben des Calls des Dokuments PS_2017_Call-Informationen_Entwurf sind unter anderem folgende Kriterien, die offenbar zur Beurteilung der eingereichten Unterlagen herangezogen werden, aufgelistet:
· Zusammenhang mit dem Operationellen Programm
· Entspricht das Vorhaben der für den Call gewählten Investitionspriorität?
· […]
· Trägt das Vorhaben zu den im Call vorgegebenen Indikatoren bei?
Die umzusetzenden Maßnahmen sind durch Konzepte (siehe jeweils Punkt 7 und Beilagen) bzw. gesetzliche Vorgaben (betrifft die Berufsausbildungsassistenz) klar und relativ eindeutig formuliert. Eine Bewertung anhand der oben aufgelisteten Kriterien kann somit zu keiner Unterscheidung der einreichenden Organisationen führen. Vielmehr bewerten oben genannte Kriterien, inwiefern das gesamte gecallte Vorhaben dem Operationellen Programm entspricht. Aus diesem Grund erscheint es nicht zielführend diese Kriterien in die Beurteilung einfließen zu lassen.  
 
Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Stellungnahme und Rückmeldung, wie die eingebrachten Punkte umgesetzt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Klaus Voget 
Präsident

Wien, am 8.6.2016
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